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Am 18.9.2020 hat das BMJV den 247 Seiten umfassenden Referentenentwurf zur Fortentwicklung des Sanierungs- und

Insolvenzrechts (SanInsFoG) vorgelegt (s. dazu auch die Meldung auf S. 2178). Er dient der Umsetzung der Richtlinie (EU)

2017/1132 über Restrukturierung und Insolvenz, deren schnelle Umsetzung von Wissenschaft und Praxis nicht zuletzt vor

dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie in den vergangenen Monaten immer wieder gefordert wurde (s. z. B. Frind, BB

25/2020, „Die Erste Seite“). Kernstück der Reform ist die Schaffung eines Rechtsrahmens zur Ermöglichung insolvenzab-

wendender Sanierungen, der es Unternehmen ermöglicht, sich auf der Grundlage eines von den GläubigerInnen mehr-

heitlich angenommenen Restrukturierungsplans zu sanieren. Auch die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Ei-

genverwaltung sollen stärker an die Zwecke der Eigenverwaltung und die Interessen der Gläubigerschaft rückgebunden

werden. Die Überschuldung und die drohende Zahlungsunfähigkeit werden stärker voneinander abgegrenzt. Geschäftslei-

terInnen haftungsbeschränkter Unternehmensträger sollen verpflichtet werden, im Rahmen der Ausübung des unterneh-

merischen Ermessens die Interessen der GläubigerInnen zu wahren, wenn der Unternehmensträger drohend zahlungsun-

fähig ist. Je näher der drohende Zahlungsausfall heranrückt, desto stärker soll das unternehmerische Ermessen durch die

Erforderlichkeit der Abwehr der Gefahren für die GläubigerInnen eingeschränkt werden. Die schuldhafte Verletzung dieser

Pflichten soll zur Haftung gegenüber dem Unternehmensträger führen. Desch wird in Heft 44 des BB einen Überblick

über die Neuregelungen geben.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

EuGH: Genehmigungspflicht bei regelmäßi-

ger Kurzzeitvermietung von Wohnraum

Eine nationale Regelung, die die regelmäßige

Kurzzeitvermietung einer Wohnung an Perso-

nen, die sich nur vorübergehend in der betref-

fenden Gemeinde aufhalten, ohne dort einen

Wohnsitz zu begründen, von einer Genehmi-

gung abhängig macht, steht mit dem Unions-

recht in Einklang. Die Bekämpfung des Man-

gels an Wohnungen, die längerfristig vermietet

werden, stellt einen zwingenden Grund des

Allgemeininteresses dar, der eine solche Rege-

lung rechtfertigt. Dies hat der EuGH mit Urteil

vom 22.9.2020 in den verbundenen Rechts-

sachen C-724/18 und C-727/18 entschieden.
(PM EuGH Nr. 111/20 vom 22.9.2020)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2177-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Gutgläubiger Erwerb eines bei unbe-

gleiteter Probefahrt unterschlagenen Kfz

Der u. a. für Ansprüche aus Besitz und Eigentum

an beweglichen Sachen zuständige V. Zivilsenat

hat mit Urteil vom 18.9.2020 – V ZR 8/19 – ent-

schieden, dass ein Fahrzeug, das einem ver-

meintlichen Kaufinteressenten für eine unbe-

gleitete Probefahrt überlassen und von diesem

nicht zurückgegeben wurde, dem Eigentümer

nicht im Sinne von § 935 BGB abhandengekom-

men ist. Dieser verliert daher sein Eigentum an

dem Fahrzeug, wenn es nachfolgend durch ei-

nen Dritten in gutem Glauben erworben wird.
(PM BGH Nr. 122/2020 vom 18.9.2020)

BGH: Preishöhenschaden durch Preisschirm-

effekte – Schienenkartell IV

a) Preisschirmeffekte und dadurch verursachte

Preishöhenschäden sind als mögliche Auswir-

kungen einer Kartellabsprache geeignet, bei Ab-

nehmern von Kartellaußenseitern einen Schaden

zu begründen.

b) Für die Feststellung eines durch Preisschirm-

effekte verursachten Preishöhenschadens gelten

die in der Rechtsprechung des Bundesgerichts-

hofs zur Feststellung eines kartellbedingten

Schadens anerkannten Grundsätze (BGH, Urteil

vom 28. Januar 2020 – KZR 24/17, WuW 2020,

202 Rn. 34 ff. – Schienenkartell II); für einen An-

scheinsbeweis ist im Grundsatz kein Raum.

c) Der Einwand der Vorteilsausgleichung kommt

in Betracht, wenn dem Kartellgeschädigten Zu-

wendungen eines öffentlich-rechtlichen Aufga-

benträgers zufließen und diese dem Grunde und

der Höhe nach in einem ursächlichen Zusam-

menhangmit dem Schadensereignis stehen.

d)WerdendieunterschiedlichenSchadensersatzan-

sprüche innerhalb einer Schadenskette durch Ab-

tretung in einer Hand gebündelt, scheidet der Ein-

wand der Vorteilsausgleichung grundsätzlich aus.

e) Eine sekundäre Darlegungslast des Kartellge-

schädigten im Hinblick auf die näheren Umstände

seiner Preiskalkulation kommt grundsätzlich nicht

in Betracht, wenn zum einen bei einer Abwälzung

desSchadensallenfallsmarginale,kaumverlässlich

undnurmitgroßemAufwand feststellbareAuswir-

kungen einer Schadensabwälzung auf die Ange-

botspreise des nachgelagertenMarkts zu erwarten

sind und zum anderenwegenmangelnder Durch-

setzung möglicher Schadensersatzansprüche der

Abnehmer aufdernachgelagertenMarktstufe eine

unbilligeEntlastungdesSchädigersdroht.

BGH, Urteil vom 19.5.2020 – KZR 8/18
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2177-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Submissionsabsprache – Beginn der

Verjährung der Ordnungswidrigkeit

a) … b) Im Fall einer Submissionsabsprache be-

ginnt die Verjährung der Ordnungswidrigkeit

nach § 81 Abs. 2 Nr. 1 i.V. m. § 1 GWB nicht

schon mit dem sich aus der wettbewerbsbe-

schränkenden Absprache ergebenden Vertrags-

schluss, sondern erst mit der vollständigen Ver-

tragsabwicklung. Dieser Zeitpunkt der materiel-

len Tatbeendigung ist maßgebend nicht nur für

den von der Submissionsabsprache Begüns-

tigten, sondern für sämtliche Personen, welche

die Absprache getroffen haben, auch soweit sie

absprachegemäß von einem eigenen Angebot

abgesehen haben.

BGH, Beschluss vom 25.8.2020 – KRB 25/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2177-3

unterwww.betriebs-berater.de

BVerwG: Kein datenschutzrechtlicher An-

spruch des Insolvenzverwalters auf Aus-

kunft über das Steuerkonto des Insolvenz-

schuldners

Der Insolvenzverwalter kann nach Art. 15

Abs. 1 DSGVO keine Auskunft vom Finanzamt

über das Steuerkonto des Insolvenzschuldners

verlangen. Das hat das BVerwG mit Urteil vom

16.9.2020 – BVerwG 6 C 10.19 – entschieden.

Der Kläger ist Insolvenzverwalter und begehrt

in dieser Funktion vom beklagten Finanzamt

einen Auszug aus dem Steuerkonto des

Schuldners. Hierdurch erhielte er die Möglich-

keit, potentiell anfechtungsrelevante Sachver-

halte zur Mehrung der Insolvenzmasse zu er-

mitteln. Sein zunächst auf das Niedersächsi-

sche Landesdatenschutzrecht gestütztes Be-

gehren verfolgt er unter Berufung auf Art. 15

Abs. 1 DSGVO seit dessen Inkrafttreten im Mai

2018 weiter. Art. 15 Abs. 1 DSGVO räumt einer

betroffenen Person das Recht ein, von einem

für die Datenverarbeitung Verantwortlichen

Auskunft über die Verarbeitung der sie betref-

fenden personenbezogenen Daten zu verlan-

gen. Dieser Anspruch besteht grundsätzlich
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